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Kaum ein Journalist hat Pegida so
intensiv begleitet wie Ulrich Wolf von
der „Sächsischen Zeitung“. Für seine
Recherchen wird er immer wieder
beschimpft und bedroht.

Herr Wolf, wann haben Sie
gemerkt, dass sich Pegida zu einem
Phänomen entwickelt?

Ulrich Wolf: Unser Polizeireporter
hat Ende Oktober 2014 Alarm
geschlagen. Da haben wir Pegida aber
nicht so ernst genommen. Die
Mischung war skurril: Es waren Älte-
re dabei, Leute in Abendkleidung,
NPD-Leute, Hooligans von Dynamo
Dresden. Auch das Thema – Patrioti-
sche Europäer gegen die Islamisie-
rung des Abendlandes – war bei einer
Ausländerquote von vier Prozent in
Dresden skurril. Richtig wach wurden
wir Mitte November, als schon 3000
Teilnehmer kamen. Da war klar, es
scheint es eine Kontinuität zu geben.
Und jemand hat einen Nerv getroffen.

Von Anfang an sind Sie angepöbelt
worden. . .

Wolf: Das hat alle Journalisten
getroffen. Im November waren wir
noch als solche zu erkennen und stan-
den mit unseren Blöcken rum. Da gab
es schon „Lügenpresse“-Rufe.

Irgendwann hat Pegida Sie als spezi-
ellen Gegner auserkoren. Warum?

Wolf: Anfang Dezember erschien
bei uns ein Porträt über Lutz Bach-
mann, dann eine Geschichte über die
Anfänge von Pegida. Das hat die Orga-
nisatoren offensichtlich sehr geärgert.
Denn es zeichnete sich ein Bild ab von
Menschen, deren größte gemeinsame
Schnittmenge ist, dass sie sich immer
danach gesehnt haben, gesellschaft-
lich mehr darzustellen als sie sind. Vie-
le waren wirtschaftlich gescheitert.
Bachmann war ein Nichts und bei
Pegida war er auf einmal jemand –
innerhalb von wenigen Wochen. Kurz
vor Weihnachten hat er mich an einem
Montag das erste Mal namentlich
genannt — als einzigen Journalisten.
Im Internet war es schon bei der
Recherche passiert. Aber wenn man
dasteht und 20000 Menschen um
einen herum und dann der eigene
Name genannt wird, ist das schwierig.
Gleichzeitig wurde im Internet immer
gehetzt. Und die Redaktion erreichten
viele Beschimpfungen. Die erste echte
Drohung, ich mich privat erhielt, kam
nach Weihnachten 2014.

Haben Sie je überlegt aufzuhören?
Wolf: Ich habe tatsächlich eine

mehrwöchige Auszeit gemacht. Meine
große Tochter musste zu Silvester
2015 in Hamburg Ähnliches erleben
wie viele Frauen in Köln, deswegen
haben wir bei der Polizei in Dresden
Anzeige erstattet. Das haben die bei

Pegida irgendwie heraus-
bekommen. Sie teilten
ein Video von der Preis-
verleihung (Ulrich Wolf
wurde im Dezember
2015 auch wegen seiner
Pegida-Berichterstat-
tung zum Journalisten
des Jahres gekürt, d.
Red.) auf Facebook und
schrieben dazu: „Das ist
der Journalist, der seine
Tochter auf dem Altar
von Multikulti opfert.“
Sie können sich vorstel-
len, was dann im Inter-
net abgeht. Da habe ich
gesagt, jetzt reicht’s, und
den Anwälten von Herrn Bachmann
mitgeteilt, dass ich es unmöglich fin-
de. Irgendwann hat er den Post
gelöscht. Meine Tochter ist jetzt für
ein Jahr in Australien und so lange
habe ich gewartet, bis ich wieder ein
Pegida-Stück gemacht habe.

Welchen Effekt hatte die mediale
Aufmerksamkeit auf Pegida?

Wolf: Wir als Regionalzeitung kom-
men nicht daran vorbei, wenn hier
jeden Montag Tausende Menschen auf
die Straße gehen. Unsere Intention
war, ganz nüchtern darzustellen, wem
die Leute da hinterherlaufen. Man
kann sich furchtbar über die Pegida-
Organisatoren aufregen, aber es sind

meist keine – zumindest im verfas-
sungsrechtlichen Sinne – Rechtsextre-
men. Überregional aber stand das
Urteil vieler Medien von vornherein
fest: Das sind alles Neonazis. Damit
hat man es sich sehr einfach gemacht.
Pegida hat dadurch erst recht Zulauf
bekommen und intern hat es die Leute
unglaublich zusammengeschweißt.

Was bedeutet Pegida für unsere
Gesellschaft und Demokratie?

Wolf: Beim letzten Prozesstag für
die Meißener Brandstifter hat die
Staatsanwältin gesagt: „Ich weiß ja
nicht, wie es in Westdeutschland ist,
aber wir in diesem Teil Sachsens sind
eine Hassgesellschaft geworden.“ Das

kann ich nur unterstreichen. Unter
diesen Umständen zu arbeiten, macht
einen mürbe. Und immer gegen dieses
Mürbewerden anzukämpfen ist
anstrengend. Wenn ich vor jüngeren
Journalisten im Westen spreche, sage
ich: Ihr habt ja noch eine Kuschelde-
cke Demokratie um. Die ist bei uns
längst weg. Man steht nackig da und
muss Werte, die mit unserem Rechts-
staat verbunden sind, verteidigen.
 Int.: FRANZISKA HOLZSCHUH

Z Heute sprechen Ulrich Wolf und
Oliver Hach von der „Freien Pres-
se Chemnitz“ im Nürnberger
Presseclub ab 19 Uhr über „Pres-
sefreiheit — Lügenpresse“.

VON HANS PETER
REITZNER

NÜRNBERG — Albert
Reich war ein Nazi. Der
Neumarkter Künstler ent-
warf nicht nur unter ande-
rem den Einband für Hit-
lers „Mein Kampf“, er
schuf durch seine Arbeit
für den Zentralverlag der
Nazis in München vielfälti-
ges Propaganda-Material
für die braunen Machtha-
ber und pflegte auch einen
direkten Draht zu Hitler.

Das hielt die Mehrheit
imCSU-dominierten Stadt-
rat des oberpfälzer Jura-
städtchens freilich nicht
davon ab, eine Straße, die
nach dem NS-Kunstmaler
benannt war, unangetastet
zu lassen.

„Bedeutender Maler“
2003 stieß die Lokalre-

daktion der Neumarkter
Nachrichten die Diskussi-
on um Reich mit einer Son-
derseite an. Ein gutes Jahr
später ließen die Stadträte
ein erläuterndes Schild un-
ter dem Straßennamen an-
bringen: „Bedeutender Ma-
ler Neumarkter Motive —
Verhängnisvoller Förderer
des Nationalsozialismus.“

Die Neumarkter NN-Re-
daktion ließ nicht locker:
„Ermordeten endlich wie-
der ein Gesicht geben — Gedenktag
am 9. November ist auch in Neumarkt
überfällig — Fall Albert Reich umfas-
send aufarbeiten“ war beispielsweise
ein Meinungsbeitrag 2008 überschrie-
ben. Doch es dauerte noch bis Mitte
2011, bis Neumarkts Stadtspitze rea-
gierte und die Albert-Reich-Straße
endlich umtaufte — nun nach dem
widerborstigen Neumarkter Sozialde-
mokraten Josef Geiß, der von den
Nazis ins Konzentrationslager Dach-
au gesperrt worden war.

Es muss nicht gleich der Fall Gustl
Mollath sein, mit dem eine Regional-
zeitung wie die Nürnberger Nachrich-
ten von sich reden macht. Obgleich

genau diese Justizaffäre von NN-Re-
dakteur Michael Kasperowitsch aufge-
deckt worden ist — noch bevor andere
sich mit investigativen Federn
schmückten. Und obgleich es den
zähen Recherchen der Kollegen von
der mit den NN zusammenwirkenden
Fränkischen Landeszeitung in Ans-
bach zu danken ist, dass der Skandal
um das Ehepaar Haderthauer und
einen Dreifachmörder mit Modellbau-
künsten und Sonderrechten im
Bezirkskrankenhaus enthüllt wurde.

Die Aufgabe einer regionalen Tages-
zeitung ist es auch, unvoreingenomme-
ner Anwalt ihrer Leser zu sein, wenn
es sich um Auseinandersetzungen mit

Stadtverwaltungen, Behörden und
Bürokratien, Versicherungen, Kran-
kenkassen und Telekommunikations-
Dienstleistern dreht. Ob die Rubrik in
einer Ausgabe nun „Nachgefragt“
oder in einer anderen Redaktion
„Nachgehakt — wir fragen für Sie“
heißt: Dahinter steht stets das Bemü-
hen, Sorgen und Nöte der Abonnenten
aufzugreifen.

Wenn zum Beispiel die Redaktion
Pegnitz der Nordbayerischen Nach-
richten über den Streit einer krebs-
kranken Frau mit der Krankenkasse
berichtet, die einen Aktiv-Rollstuhl
verweigern wollte. Wenn etwa die
Roth-Hilpoltsteiner Volkszeitung die

Bürgerproteste in Rothaurach auf-
greift und begleitet, bis die teure Kom-
plettsanierung der Straßen im Wohn-
gebiet schließlich aufgegeben wird
und die Stadt Roth einen neuen, kos-
tengünstigeren Weg einschlägt.

Oder wenn die NN-Redaktion in
Forchheim exklusiv darüber aufklärt,
dass die Zahl der jugendlichen Opfer
nach dem Konsum von schädlichen
Kräutermischungen aus einem soge-
nannten Headshop sprunghaft steigt
und die Stadt zur „Kräuter-Hoch-
burg“ wird. Oder wenn die Nordbaye-
rischen Nachrichten in Herzogenau-
rach das nicht gerade diskrete Verhal-
ten des Hausmeisters in einer Flücht-

lingsunterkunft anpran-
gern und so bewirken, dass
der Landkreis als Träger
verstärkt darauf achtet,
dass die Hausmeister Pri-
vatsphäre und Höflich-
keitsregeln gegenüber
Flüchtlingen achten.

Nicht immer kommt es
zur Veröffentlichung. So
im Fall einer jungen Mut-
ter, die mit zwei Kindern
mittellos nach einer Räu-
mungsklage auf der Straße
stand und verzweifelt ver-
suchte, nicht in eine Verfü-
gungswohnung eingewie-
sen zu werden. Ein Anruf
der Redaktion beim Ver-
mieter hat schon die Wen-
de bewirkt. Es wurde ent-
schieden, den Bericht nicht
zu drucken, das fragile Ab-
kommen nicht zu gefähr-
den. Denn die Frau war
nicht ganz schuldlos an
ihrem Elend.

Hofierter Investor
Für Aufsehen sorgte

dagegen, als dieNN in Her-
zogenaurach enthüllten,
dass der im Stadtrat hofier-
te Investor der Herzo Base
in Köln bei ähnlichen Ge-
schäften verbrannte Erde
und Millionenschulden
samt einer Hundertschaft
von Gläubigern hinterlas-
sen hat, bevor er in Zürich
wieder anfing; er war dann

nicht in der Lage, die erste Rate des
Herzo-Kaufpreises aufzubringen —
nach jahrelangem Schiedsgerichtsver-
fahren gehört die Base nun der Stadt
und wird als Wohngebiet vermarktet.

Immer wieder führen die Recher-
chen freilich auch in die hohe Politik.
So beim Bauprojekt Chemikum an der
Uni Erlangen, das nach Planungsfeh-
lern 30 Millionen Euro teurer kommt
als geplant — wie die Erlanger Nach-
richten enthüllten. Und auch der Für-
ther Aushorch-Eklat, als Edmund
Stoiber die freche Gabriele Pauli aus-
spionieren ließ, nahm Ende 2006 sei-
nen Anfang durch Exklusiv-Informa-
tionen der Fürther Nachrichten.

VON SUSANNE GÜSTEN

ISTANBUL — Sie kamen im Mor-
gengrauen. Kurz nach fünf Uhr stan-
den Polizisten vorige Woche vor der
Wohnung von Hamza Aktan, dem
Nachrichtenchef des regierungskriti-
schen türkischen Nachrichtensen-
ders IMC-TV. Wie Aktans Anwältin
mitteilte, musste der Journalist die
Beamten zur Wache begleiten, wo er
verhört und anschließend wieder frei-
gelassen wurde.

Der Grund dafür, dass Aktan wie
ein mutmaßlicher Schwerverbrecher
behandelt wurde, waren mehrere sei-
ner Kommentare im Kurznachrich-
tendienst Twitter – in denen er auf
Berichte der angesehenen britischen
BBC verwiesen hatte.

 Am diesjährigen Tag der Presse-
freiheit gibt es für viele türkische
Journalisten nicht viel zu feiern. Fest-
nahmen, Gerichtsprozesse und Haft-
strafen gehören mittlerweile für

regierungskritische Beobachter zum
Berufsrisiko. Der Druck kommt mit-
unter von ganz oben: Präsident
Recep Tayyip Erdoðan persönlich
hat Strafanzeige gegen den Chefre-
dakteur der OppositionszeitungCum-
huriyet und den Leiter des Haupt-
stadtbüros des Blattes, Can Dündar
und Erdem Gül, wegen angeblicher
Spionage gestellt.

Lebenslange Haft droht
Ihnen droht lebenslange Haft; in

dem derzeit laufenden Prozess ist
Erdoðan als Nebenkläger zugelas-
sen. Dündar und Gül hatten den Prä-
sidenten mit einem Bericht über
angebliche illegale Waffenlieferun-
gen aus der Türkei an syrische Rebel-

len geärgert. Doch nicht nur spekta-
kuläre Vorwürfe dieser Art können
für türkische Journalisten gefährlich
werden. Bei IMC-Nachrichtenchef
Aktan genügte es, dass er über Twit-
ter auf Meldungen der BBC über
Gefechte im türkischen Kurdenge-
biet hinwies und herausstrich, dass
der britische Rundfunksender an
Berichten und Kommentaren zu dem
Thema interessiert sei.

Daraus wurde auf der Polizeiwa-
che der Vorwurf, Aktan habe Propa-
ganda für eine Terrororganisation
verbreitet – im Kurdengebiet kämp-
fen PKK-Rebellen gegen die Sicher-
heitskräfte. Außerdem habe Aktan
mit seinen Tweets die Türkei auf
internationaler Bühne angeschwärzt.

Türkische Journalistenverbände
protestierten gegen die vorübergehen-
de Festnahme des Fernsehmannes,
doch ob Demonstrationen langfristig
viel bringen, ist unsicher. Ein Opposi-
tionspolitiker sagte, die Regierung
wolle demnächst IMC-TV sowie sie-
ben anderen Fernsehsendern die
Lizenzen entziehen.

Einreise verweigert
Mehrere regierungskritische Zei-

tungen sind in den vergangenen
Monaten von der Regierung übernom-
men worden, Reporter von Blättern,
die nicht auf Erdoðan-Linie sind,
erhalten keinen Zugang zu Pressekon-
ferenzen. Auch ausländische Korre-
spondenten bekommen den Druck

mittlerweile zu spüren. Der Spiegel-
Korrespondent Hasnain Kazim muss-
te das Land verlassen, nachdem ihm
die Neuakkreditierung durch das tür-
kische Presseamt verweigert wurde.
Anderen Reportern wurde die Einrei-
se ins Land verweigert.

Unsere eigene Arbeit hier in Istan-
bul ist bisher nicht eingeschränkt.
Allerdings ist nicht zu übersehen,
dass die türkischen Behörden wesent-
lich allergischer auf kritische Berich-
te der Auslandspresse reagieren als
noch vor einigen Jahren.

Die Distanz zwischen Europa und
der Türkei werde größer statt klei-
ner, sagte EU-Vizekommissionschef
Frans Timmermans kürzlich mit
Blick auf den Druck auf die Medien
in der Türkei. Konsequenzen gab es
bisher aber keine. Cumhuriyet-Chef-
redakteur Dündar wirft der EU vor,
aus Rücksicht auf die Rolle der Tür-
kei bei der Bewältigung der Flücht-
lingskrise vor Ankara zu kuschen.

„Wir sind eine Hassgesellschaft“
Der Dresdner Journalist Ulrich Wolf über Pegida, Drohungen und Demokratie

Ulrich Wolf hat Pegida sehr intensiv begleitet. Über seine Erfahrungen spricht er am heutigen
Tag der Pressefreiheit im Nürnberger Presseclub. Foto: Thomas Kretschel

Gustl Mollath verlässt im Sommer 2014 als freier Mann das Landgericht Regensburg. Ein NN-Redakteur hatte seine unrechtmäßige Unterbringung
in der Psychiatrie aufgedeckt. Die Aufgabe einer Zeitung als Anwalt ihrer Leser spielt sich aber oft außerhalb des Blitzlichtgewitters ab.  Foto: dpa

Ein falschesWort und die Polizei rückt an
Der Druck der türkischen Regierung auf Journalisten wächst — EU übt nur leise Kritik

Esmuss nicht Mollath sein: Zeitung als Anwalt der Leser
Die Redaktionen schalten sich bei Auseinandersetzungen mit Behörden, Krankenkassen oder Firmen ein — Nachhaken ist eine Pflicht
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